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I m N a m e n d e s V o 1 k e s

' U r t e i 1

7 v'-‚„; in dem Rechtsstreit

Verkündet

am 26„ Januar 1967 Kläger und Revisionsklägers

Prozeßbevollmächtigtea „ o o o „ ° ° ° „ ° o o o oRegierungssekretär
_ .Schriftführer v

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 260 Januar 1967 durch

Senatspräsident
. S t e n g e 1

, „ Vorsitzender — „
Bundesrichter Dro N e u h a u s und

;
Bundesrichter Dr„ S th w a n k h a r t‚
Bündessozialrichter Dr° P a u 1 s e n und

Bundessozialrichter A 1 t h a u s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 170 Ja«

nuar 1964 und des Sozialgerichts Hildesheim vom
140 November 1961 sowie der Bescheid vom l4„Juli

1959 und der Widerspruchsbescheid vom 10 November

1960 aufgehoben° Der Beklagte wird verurteilt? dem

Kläger einen neuen Bescheid zu erteilen„

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Rechtsstreits zu erstatten°
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Der Kläger Zog sich als Soldat Ende 1941 beim Schanzdienst

einen rechtsseitigen Leistenbruch zu„ der erst im Jahre 1942

nach Ausheilung einer Ruhr 0periert wurde° Im November 1942
brach er

nährend des Schanzdienstes körperlich zusammenpeine

Herzbehandlung wurde erforderlich„ Im August 1944 wurde er

aus der Wehrmacht entlassen„ Das Versorgungsamt (VersorgA)

rkannte mit Bescheid vom 280 September 1944

l) gesteigerte Schilddrüsentätigkeit und Herzmuskel—

schaden (im Sinne der Verschlimmerung)

2) Leisten0perationsnarbe rechts

als Dienstbeschädigungsleiden
an und bewilligte Versorgungs—

bezüge nach der Versehrtenstufe 10

Nach amtsärztlicher Untersuchung wurde dem Kläger mit Bee

scheid vom 280 Februar 1949 nach den Vorschriften der Sozial—
versicherungsdirektive Nr“ 27 wegen "Herzmuskelschwäche“
eine Rente nach einer MdB um 50 voHo gewährto Sein Einspruch

hatte keinen Erfolg° Eine Untersuchung durch Dro E;;x:rergab

keinen Anhalt für das Vorliegen eines Herzmuskelschadens0

Darauf nahm der Kläger seine zum Oberversicherungsamt (OVA)

eingelegte Berufung in der mündlichen Verhandlung am 2o.hew
zember 1950 zurück°

Der Umanerkennungsbescheid nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG) vom‘6o Februar 1952 übernahm ohne vorherige ärztliche

Untersuchung die Leidensbezeichnung (Herzmuskelschwäche) und
MdB—Grad (50 V„H„)o

Unter Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung des Dr° 011222

beantragte der Kläger am 27„ Februar 1952 eine Rentenerhöhung

wegen Verschlimmerung seines Herzleidens„ Darauf untersuchte

ihn der Internist Dro 211313 im Gutachten vom 16„ Mai 1952

verneinte er im Gegensatz zur Auffassung des Dro 0;;;3;;eine
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Herzmuskelschwäche und eine Myocardschädigung° hit Bescheid

vom ll° Oktober 1952 wurde daraufhin die Rente nach % 85

Abso 5 BVG entzogen„ weil Zeichen einer Herzmuskelschwäche

nicht mehr nachweisbar seieno Im Einspruchsverfahren ver«

meinten Prof° Dr° Sch xtzund Dr„ K 335''''' einen Zusammenhang

des bestehenden Herzbefundes mit der 1941 durchgemachten

Ruhr und den nachfolgenden Herz-Kreislaufstörungen; die

seinerzeit selbst unter Annahme einer Ruhr—Nyocerditis

aufgetretcne Herzschädigung sei als abgeheilt anzusehen;

die bestehende Coronarinsuffizienz habe sich auf konsti—

tutioneller Basis schicksalsmäßig entwickelte Der Wide;—

Spruch des Klägers wurde daraufhin mit Widerspruchsbescheid

vom 14„ Juni 1954 zurückgewiesen° Im KlageVerfahren hörte

das Sozialgericht (SG) den ärztlichen Sachverständigen

Dro C;zfxtx:;„und verurteilte den Beklagten mit Urteil

vom 110 August l955„ dem Kläger wegen "Herzmuskelschwäche"

über den 30„ November 1952 hinaus Rente nach einer MdB

um 30 Vo H° zu zahleno Der Beklagte nahm die zunächst ein—'

gelegte Berufung zurück und erteilte in Ausführung des

Urteils desse denBescheidvomlo„ Dezember19550
Bei der versorgungsärztlichen Nachuntersuchung des Klägers

im März 1956 verneinte der Gutachter Dro ltxt;eine Herz—
muskelschwäche; er verneinte aber auch eine wesentliche

Änderung gegenüber dem Befund9 der dem SG bei seinem Urteil

vom 110 August 1955 vorgelegen hatten Mit Zustimmung des

Landesversorgungsamtes (LVersorgA) erteilte daraufhin das

VersorgA gemäß 5 41 des Gesetzes über das Verwaltungsver—

fahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) den Berichtigungs»

bescheid vom 100 September 1956, mit dem die Bescheide vom
28„ Februar 1949„ 60 Februar 19529 ll0 Oktober 1952 und

100 Dezember 1955 aufgehoben wurden9 weil sie im Zeitpunkt
ihres Erlasses tatsächlich und rechtlich Zweifelsfrei un“
richtig gewesen seien; die Herzmuskelschwäche des Klägers

sei durch schädigende Einwirkungen im Sinne des @1 BVG
weder hervorgerufen noch verschlimmert worden und habe

_ 4 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sich schicksalsmäßig entwickelte Dieser Aufhebungsbescheid

wurde reehtsverbindlicho ’

Am 50 Juni 1958 beantragte der Kläger einen neuen Bescheid

(Zugunstenbescheid) nach 5 40 VeerG„ weil unter Berücksich—

tigung der Rechtsprechung des Bundessozialgeriohts (BSG)
Anlaß bestehe9 die im Berichtigungsbesoheid vom 100 Septem«

ber 1956 getroffene Entscheidung abzuänderno Der Antrag

wurde mit Bescheid vom 140 Juli 1959 abgelehnt„ der Wider—

spruch hatte keinen Erfolg (Wider5pruchsbescheid vom 1„ No=

vember 1960)0

Mit Urteil vom 145 November 1961 hat das SG die Klage abge—

wieseno Das LSG hat mit Urteil vom 17„ Januar 1964 die Be-:

rufung des Klägers zurückgewiesen; Versorgungsbehörde und

auch SG hätten zutreffend die Voraussetzungen des @ 40 Absq2

VeerG verneint; des BSG habe nicht erkennbar nachträglich

eine andere Réchtsauffassung vertreten$ als sie dem Berich—

tigungsbescheid vom log September 1956 zugrunde gelegen habeo

Entgegen der Ansicht des Klägers sei auch sein Antrag auf

Erteilung eines "Zugunstenbescheides" nicht zu Unrecht abe

gelehnt worden; dem Erlaß des Berichtigungsbescheides habe

das rechtskräftige Urteil des SG vom 110 August 1955 nicht

entgegengestandeno Denn Gegenstand dieses gerichtlichen Ver»

fahrens sei nicht der Anspruch des Klägers gewesen9 eine

Herzmuskelschwäche festzustellen und dafür Rente zu gewähren9

sondern lediglich die Aufhebung des Rentenentziehungsbeschei—
des vom 110 Oktober 1952(} Mit dieser Aufhebung hätte die

Rente wegen Herzmuskelschwäche nach einer MdB um 50 V„Ho auf

Grund des Umanerkennungsbescheides notwendigerweise wiedere

gewährt werden müssen0 Über die Aufhebung des Entziehungsbem

scheides hinaus habe jedoch für eine Feststellungs— und

Leistungsklage kein Rechtsschutzbedürfnis bestanden; denn

nach Beseitigung des Entziehungsbescheides sei der Umanerw

kennungsbescheid weiterhin bindend geblieben° Diese Bindung

habe auch das SG beachten müssen; es habe daher über den

Versorgungsanspruch nicht noch einmal mit materieller Rechtnm
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kraftwirkung entscheiden können0 Das SG habe somit auch

nicht über die Frage der Herzmuskclschwäche als SchädigungsM

folge entschieden; dem Urteilsspruch sei daher hinsichtlich

des Leistungsanspruchs und der Worte "wegen Herzmuskclschwäa

che“ kein feststellendcr9 sondern nur deklatorischer Cham

rakter beizumesseno Die Rechtskraft des sozialgerichtlichen

Urteil vom 110 August 1955 erstrecke sich deshalb nur so
weit9 wie über den Streitgegenstand entschieden werden sei;

entschieden habe das SG aber nur darüber9 daß die Versor—

gungsbehörde weder @ 62 BVG noch 5 86 Abso 3 BVG habe anwcne
den dürfen? und daß die einmal anerkannt gewesene Herzmuskel-

schwäche mit der bisherigen Höhe der MdB weiter anerkannt

leihen müsse0 Nur auf diesen rechtlichen Gesichtspunkt

seien die Entscheidungsgründe abgestellt und nur darauf

erstrecke sich die Rechtskraft des Urteils des SG vom

110 August 1955‚ nicht aber auch auf das Rechtsvcrhältnis

zwischen den Beteiligten in seiner Gesamtheit„ Bei dieser

Rechtslage habe die Rechtskraft des Urteils des SG vom
llu August 1955 eine andere sachliche Entscheidung über

den Versorgungsanspruch nicht ausgeschlossen„ und die Ver“

waltungsbehörde sei daher auch nicht gehindert gewesen„
\

neue Ermittlungsergebnisse und bisher nicht erörterte Ge—

sichtspunkte rechtlicher oder tatsächlicher Art zu berück—

sichtigeno Nur dies habe sie in dem — vom Kläger nicht ange—
fochtenen „ Berichtigungsbescheid vom 100 September 1956

getanu Dieser Bescheid sei nicht offensichtlich rechtlich

unhaltbar; es habe somit für die Verwaltungsbehörde kein

Anlaß bestanden; ihn aufzuhebeno Die Verwaltungsbehörde
habe deshalb bei der Ausübung des ihr eingeräumten Ermessens

nicht ermessenswidrig gehandelt? wenn sie an dem bindend

gewordenen Berichtigungsbescheid festgehalten habe„ nachdem

festgestellt werden könne‚ daß dieser nicht auf offensicht—

lichem materiellem Unrecht beruhe und sich auf die übereinw

stimmende ärztliche Beurteilung stütze„ daß eine wehrdienstm
bedingte Herzmuskelschwäche nicht mehr bestehe° Das LSG hat

die Revision zugelassen;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 5 _

Gegen dieses ihm am 220 April 1964 zugestellte Urteil hat

der Kläger mit Schriftsatz vom 280 April 1964? eingegangen

beim BSG am 289 April 1964() Revision eingelegto Mit der —
nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis zum ‘

220 Juli 1964 „ am 240 Juni 1964 eingegangenen Revisionsm
begründungsschrift vom 23a Juni 1964 rügt er die Verletzung

der @@40 Abs° l_‚n 41 VcerG$ 54 AbSe 2 Satz 2 SGGund trägt
vor5 entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts habe die

Verwaltungsbehörde ihr Ermessen insoweit fehlerhaft ausge—=

übt$ als sie sich in dem angefochtenen Bescheid Vom 140 Juli

1959 auf die durch den Berichtigungsbescheid
vom 100 Septem—

ber 1956 eingetretene Bindungswirkung berufen und den Erlaß

eines Bescheides nach 5 40 VeerG abgelehnt habeo Entgegen

der Auffassung des LSG ergebe sich aus den Gründen des Ur—

teils des SG vom 110 August 1955; daß der Anspruch des Kläw

gersg Herzmuskelschwäche als Schädigungsfolge festzustellen
und dafür Rente zu gewähren; hauptsächlicher Gegenstand des

Verfahrens vor dem SG gewesen sei° Ein Berichtigungsbescheid

wie der vom 10„ September 1956 könne im übrigen nur dann

ergehen„ wenn die Anerkennung in einem “Bescheid" ausgesprow

chen werden sei9 nicht aber auch? wenn sie wie hier auf

einem Urteil beruhe° Dabei sei es rechtlich unerheblich;

wenn das frühere Urteil auf einem alten Bescheid gefußt habe;

auch in einem solchen Falle liege eine "gerichtliche Ent—

scheidung über den Ursachenzusammenhang" Voro

Der Kläger beantragt‚

unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

Niedersachsen vom 170 Januar 1964 nach dem Berufungs—

antrag zu erkennen?

.hilfsweise„ die Sache unter Aufhebung des Berufungse
'urteils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht Niedersachsen zurückzuverw

weiseno
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Der Beklagte beantragt5

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo

Auf den Schriftsatz des Klägers vom 230 Juni 1964 und auf

den Schriftsatz des Beklagten vom 10 Juli 1964 wird vere
wieseno

Die durch Zulassung statthäfte Revision (@ 162 Abso 1

Nr„ 1 SGG) ist vom Kläger form= und fristgerecht eingelegt

und begründet werden (55 1649 166 SGG) und deshalb zulä$sigo

Die Revision ist auch begründeto

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat die Ver—

waltungsbehörde die Arteilung eines vom Kläger beantrasten

Bescheides nach @ 40 VeerG unter Berufung auf die Recht8w

verbindlichkeit des nach 5 41 VeerG erteilten Berichtigungs—

bescheides vom 100 September 1956 abgelehnt; es bestehe kein

Anlaß; die getroffene Entscheidung zugunsten des Klägers abzu»

ändern° ,

Nach 5 40 Abso l VeerG n;FQ kann die Verwaltungsbehörde
zugunsten des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid

erteilen; nach @ 40 Abs„ 2 VeerG ist sie auf Antrag des

Berechtigten zur Erteilung eines neuen Bescheides verpflichm

.‘tetg wenn das BSG in ständiger Rechtsprechung nachträglich

eine andere Rechtsauffassung vertritt als der früheren Ent—
scheidung zugrunde gelegen hato Insoweit ist die Entscheim

dung des LSG zu $ 40 Abs° 2 VeerG rechtlich nicht zu beanw

standen; denn es ist nicht erkennbar? daß das BSG in den
Vom Kläger angeführten Entscheidungen in ständiger Rechte

sprechung eine andere Auffassung vertritt„ als sie dem Be-

richtigungsbescheid vom log September 1956 zugrunde gelegen

hato Im übrigen hat der Kläger seine früher dazu vorgetra—

gene Auffassung offenbar aufgegeben und deshalb eine Ver»
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letzung des @40 Abso 2 VeerG durch das Berufungsgericht
nicht mehr gerügt0

Vorliegend ist — nach den Feststellungen des LSG‚ den dem

Senat vorliegenden Vorgängen und dem Inhalt des ablehnenden

Bescheides vom 140 Juli 1959 - mit diesem Bescheid keine

neue Regelung auf Grund einer erneuten Sachprüfung getroffen

und an die Stelle eines alten Bescheides kein neuer Bescheid

gesetzt worden‚ der an der grundsätzliChen Bindungswirkung

(55 77 SGG„ 24 VeerG) des Berichtigungsbescheides vom
log September 1956 gerüttelt und deshalb den Verwaltungs“

rechtsweg neu eröffnet hätte (vglo BSG 109 248‚ 250)0 Die

Entscheidung des Rechtsstreits hängt deshalb davon ab„ ob
die Verwaltungsbchörde bei Erteilung des ablehnendsn Bescheiw

des vom 140 Juli 1959 das ihr im 5 40 Abs° l VeerG singen

räumte Ermessen dadurch fehlerhaft ausgeübt hat‚ daß sie sich

auf die Bindungswirkung des Berichtigungsbescheides vom

loo September 1956 berufen hat‚ d°hg ob der Kläger aus der

Tatsache9 daß er diesen Berichtigungsbes0heid ohne Anfechtung

hat bindend werden lassen9 die nachteiligen Folgen aus den

@@77 SGG„ 24 VeerG zu tragen hat0

Das LSG hat vorliegend zutreffend erkannt; daß die Verwal=

tungsbehörde einen Berechtigten nicht an einem bindend gew

wordenen Bescheid festhalten darf() wenn dieser erkennbar und

zweifelsfrei gegen eine gesetzliche Vorschrift verstoßen hat

und wenn seine Nachprüfung im Zeitpunkt der Ermessensent=

scheidung nach 5 40 Abs° 1 VeerG ergibt? daß er offensichtm
lich unhaltbar ist„ Nach der Rechtsprechung des BSG (vglc

BSG 7‚ 1532 157; 19& 286„ 287; BSG im SoZR VeerG @ 40 Nro 3}„

der sich der erkennende Senat im vollen Umfang anschließt,

widerspricht es nämlich dem pflichtgemäßen Verwaltungsermes—

sen? wenn die Versorgungsbehörde von der Möglichkeit gemäß
5 40 VeerGp einen neuen Bescheid zugunsten des Versorgungsw

berechtigten zu erteilen? keinen Gebrauch macht und sich auf

die Bindungswirkung eines Bescheides beruft? der erkennbar

_‚9_
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und zweifelsfrei zum Nachteil des Berechtigten gegen eine

gesetzliche Vorschrift verstoßen hato Denn unabhängig von

den Interessen des Versorgungsberechtigten und der Verwal—

tungsbehörde‚ einem nicht oder ergebnislos angefochtenen

Bescheid endgültige, do ho bindende Wirkung beizulegen„ so—

weit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist (5 77 SGG),

besteht für die Verwaltung auch die stetige Pflicht "zu

sozial angemessener Rechtsausübung; der Inhalt jeden Rechts

ist durch seine rechtsethische und soziale Funktion bew

stimmt und begrenzt; funktionswidrige Ausübung ist deshalb

nicht mehr durch den Inhalt des Rechts gedeckt„ sie ist

nur noch scheinbar Gebrauch des Rechts„ in Wirklichkeit

aber Rechtsmißbrauch" (BSG ?; 156)0 Das gilt für die Ver—

waltungsbehörden der Kriegsopferversorgung auch in ver—

fahrensrechtlicher Hinsicht9 da der öffentlich—rechtliche

Leistungsträger selbst als Prozeßpartci nicht aufhört5

öffentlich—rechtliches Organ zur Wahrung der Interessen

der Berechtigten zu sein() "Diese Auffassung hat auch im

VeerG ihren gesetzlichen Niederschlag gefundeno Kann näm»

lich nach @ 40 Abso l VeerG die Verwaltungsbehörde zugun»
sten des Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid ertei—

len, so ist damit vom Gesetzgeber für die Verwaltung ver-
bindlich angeordnet? daß ihre Bindung an Recht und Gesetz
(Art„ 20 Abso 3 des Grundgesetzes —GG-) im Falle der Kollie

sion eines nach den 55 77 SGG‚ 24 VeerG bindenden Beschei—
des mit dem dem Versorgungsberechtigtcn günstigeren Vera

sorgungsrecht die Realisierung dieses Rechts„ nicht aber

ein Festhalten an der Bindung erfordert" (BSG in SozR

VeerG @ 40 Nro 3)o Danach ist es der Verwaltungsbchörde

verwehrt‚ sich zum Nachteil des Versorgungsberechtigten
“auf die bindende Wirkung eines Bescheides zu berufen?

wenn dieser bindende Bescheid eine andere Rechtsncrm vera

letzt hat (vgl„ BSGaoaoO; vglo auch BSG19„ 2865 287)o

Im vorliegenden Falle macht die Revision geltend„ die Vera

waltungsbehörde habe sich bei Ausübung des ihr im 5 40

=lo...
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Abso l VeerG eingeräumten Ermessens
zur Erteilung eines

neuen»Bescheides an den Kläger deshalb nicht auf die Bine

dungswirkung des Berichtigungsbescheides berufen dürfen =
und habe deshalb gegen die vorstehend dargelegten Grundsätze

verstoßen —; weil sie beim Erlaß des Berichtigungsbeschei—

des die Vorschriften des © 41 Abso 1 VeerG nicht habe an—
wenden dürfen; ein Berichtigungsbescheid nach 5 41 Absc 1

VeerG könne nämlich nur ergehen; wenn ein "Bescheid" über

Rechtsansprüche geändert oder aufgehoben werden solle? dazu

gehöre aber nicht ein "Ausführungsbescheid" wie der in Aus=

führung des rechtskräftigcn Urteils des SG Hildesheim vom
11„ August 1955 ergangene vom 100 Dezember 19550‚;

Nach 5 41 Abs° l VeerG können Bescheide über Rechtsanw
sprüche zu Ungunsten des Berechtigten von der zuständigen

Verwaltungsbehörde geändert oder aufgehoben werden? wenn

außer Zweifel steht‚ daß sie im Zeitpunkt ihres Erlasses

tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen sind° Daß im
Falle des Klägers durch den Berichtigungsbescheid "Beschei«

de“ aufgehoben werden sind? nämlich die vom 280 Februar 1949;
6a Februar 19529 110 Oktober 1952 und lo° Dezember 1955; ist

nicht zweifelhaft; der zuletzt erteilte Bescheid vom 100 De=

zember 1955 ist jedoch lediglich in Ausführung des rechten

kräftigen Urteils des SG Hildesheim vom 110 August 1955 er—

gangen; von rechtlicher Bedeutung ist deshalb hier allein
das diesem Bescheid zugrunde liegende Urteil des SG° Der

Senat hatte deshalb zu prüfen9 ob dieses Urteil‚ mit dem
der Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 110 Oktober

1952 verurteilt werden ist9 "dem Kläger wegen Herzmuskelw

schwäche Versorgungsrente nach einer MdB um 30 vo Ho über

den 300 November 1952 hinaus zu zahlen"? dem Erlaß des Be==

richtigungsbescheides entgegengestanden hat„

Das LSG hat diese Frage verneint und sich dabei zur Begrünw

dung seiner Auffassung auf das in BSG 103 248 ff veröffentm
lichte Urteil des 110 Senats des BSG vom 150 Oktober 1959
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berufen; der Anspruch des Klägers oder eine seiner Grunde

lagen sei nicht Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung

vom 110 August 1955 gewesen (vgl° auch VV Nro 7 zu © 41

VeerG)° Das LSG hat hierbei jedoch verkannt„ daß es sich
bei dem vom 110 Senat des BSG entschiedencn Fall (BSG aaO)

um einen anderen Sachverhalt gehandelt hat: Dort hatte näm—

lich das OVA die Berufung gegen einen Bescheid der Versor-

gungsbehörde zurückgewiesen‚ mit dem die Ablehnung des gel—

tend gemachten VersorgungsansPruchs ausschließlich darauf

gestützt werden war„ daß bereits nach früherem Recht rechten

kräftig entschieden werden sei; das OVA habe infolgedessen

auch nur entschieden‚ daß es die Versorgungsbchörde nicht

anweisen könne9 in eine neue sachliche Prüfung auf Grund

des vorgelegten Tatsachenmaterials einzutreten und einen

neuen sachlichen und berufungsfähigen Bescheid zu erteilen;

die Erteilung eines "Zugunstenbescheides" stehe im Verwalw

tungsermesseny das OVA habe somit den Versorgungsansprueh

selbst gar nicht sachlich geprüft° Das alles bedeute„ daß

die Rechtskraft des Urteils des OVA die Beteiligten nur
soweit gebunden habe? als über den Streitgegenstand ente

schieden werden sei; entschieden habe aber das OVA nur9

daß der angefochtene Bescheid rechtmäßig sei; daß sich

nämlich die Versorgungsbehörde zu Recht auf die Rechte—

kraft der früheren Entscheidungen berufen habe? so daß

sich auch die Rechtskraft des Urteils des OVA nur auf den
in den Urteilsgründen abgehobenen rechtlichen Gesichts»

punkt‚ nicht aber auf das Rechtsverhältnis zwischen den

Beteiligten in seiner Gesamtheit erstreckt habe (BSG aao)o

Demgegenüber ist vorliegend ein völlig anderer Sachver—

halt rechtlich zu beurteileno Wie bereits dargelegt; hat

die Versorgungsbehörde gemäß @ 86 Abs° 3 BVG hinsichtlich

des Umanerkennungsbescheides vom 60 Februar 1952 nach ärzt—

licher Untersuchung mit Bescheid vom lloOktober 1952 fest“
gestellt, daß die als Schädigungsleiden anerkannte "Herz—

muskelschwäche" nicht mehr bestehe und deshalb auch kein
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Anspruch auf Rente mehr gegeben sei° Zwar trifft hierbei

zu9 daß Gegenstand des vom Kläger darauf angestrengtcn

Klageverfahrens zum SG die Aufhebung des Bescheides vom

110 Oktober 1952 gewesen ist; es trifft weiter zu5 daß bei

seinem Obsiegen dann notwendig die Rente nach einer MdB

um 30 vo Ho wegen Herzmuskelschwäche auf Grund des vorenw

gegangenen Umanerkennungsbescheides vom 60 Februar 1952
weiter hätte gewährt werden müsseno Im Gegensatz zu dem an—

geführten Urteil des 110 Senats hat hier das SG aber nicht

_ und zumindest nicht allein — nur_eincn rechtlichen Gew

sichtspunkt geprüft und zur Grundlage seiner Entscheidung

gemacht;) sondern es hat den Versorgungsanspruch des Klägers

in seiner Gesamtheit einer sachlichen Prüfung unterzogen

und ist (nach Anhörung des Dru C zi::■ ;) dabei zu dem Er=

gebnis gekommen9 daß der früher anerkannte Leidenszustand

des Klägers unverändert fortbestehe und weiter mit einer

MdB um 30 vo Ho zu bewerten sei0 MitSeinem Urteil? "dem Kläa

ger wegen Herzmuskelschwäche Versorgungsrente nach einer

MdE um 30 vo H„ über den 300 November 1952 hinaus zu zahlen“9
hat es somit eine andere sachliche Entscheidung über den

Versorgungsanspruoh des Klägers ausgeschlossen und damit

die Versorgungsbehörde auch gehindert9 beim Erlaß des Berichm

tigungsbescheides vom 100 September 1956 neue Ermittlunge—
ergebnisse und bis dahin nicht erörterte Gesicht3punkte

rechtlicher oder tatsächlicher Art zu Ungunsten des Klägers

zu berücksichtigen und zu verwerten° Daran kann im übrigen

nichts ändern? wenn das SG seine Entscheidung auch auf die

Vorschrift des 5 85 BVG gestützt und dazu ausgeführt hat?
die frühere Anerkennung der als HerzmuskelschWäche bezeich»

neten und noch weiter bestehenden? durch den Kriegsdienst

verursachten Beschwerden sei eine rechtsverbindliche Ent—

scheidung im Sinne dieser Vorschrift; an der eine andere

ärztliche Beurteilung nichts ändern könnec Denn auch hiermit

hat das SG ausdrücklich entschieden? daß der Beklagte die
als Herzmuskelschwäche bezeichneten Beschwerden des Klägers

weiterhin als durch den Wehrdienst entstanden hinnehmen müs»=
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se (vglo hierzu BSG 159 2489 251)9 zumal eine wesentliche
Änderung (Besserung) in den Verhältnissen des Klägers im
Sinne des @ 62 BVG nicht eingetreten 3310

Nach allem war der dem Kläger nach 9 41 VeerG erteilte

Berichtigungsbescheid vom 100 September 1956 unzulässig

und durfte deshalb nicht erlassen werden° Die Verwaltung8w

behörde durfte sich deshalb auch nicht einfach auf ihn

berufen? als der Kläger am So Juni 1958 die Erteilung

eines neuen Bescheides nach 5 40 VeerG beantragt hatte;

sie hat mit dieser Berufung9 auch wenn der Berichtigungs»

bescheid nach den 55 77 SGG„ 24 VeerG bindend geworden

war9 gegen ihr pflichtgemäßes Verwaltungsermessen ver“

stoßen? weil dieser Bescheid im Zeitpunkt der Ermessen3m
entscheidung als offensichtlich unhaltbar angesehen

werden mußte (sooo)° Das Urteil des LSG? mit dem die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG vom 14„ No“

vember 1961 zurückgewiesen worden ist„ konnte deshalb

keinen Bestand haben; es mußte ebenso wie das Urteil

des SG und auch die Bescheide vom 140 Juni 1959 und
l„ November 1960 aufgehoben werdeno Dabei konnte der

erkenhende Senat selbst nicht entscheiden? da es ihm
—im Hinblick daraufa daß eine Ermessensentscheidung der

Versorgungsbehörde nach 5 40 Abso l VeerG im Streit

steht& nicht gestattet ist‚ eine eigene Entscheidung

an die Stelle einer solchen der Versorgungsbehörde zu
setzeno Demgemäß war der Beklagte zu verurteilen„

dem Kläger auf seinen Antrag vom 5„ Juni 1958 — nach
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sachlicher Prüfung der Verhältnisse — einen neuen_
Bescheid zu erteileno

Die Kostenentscheidung béruht auf 5 193 Abso 1 SGG„
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